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1. Begriffe und Definitionen

Unter dem (aus dem Angelsächsischen übernommenen) Terminus Evaluation oder Evaluierung werden Analyseverfahren verstanden, die mit Bezug auf politisch-administratives Handeln im Wesentlichen zwei Aufgaben haben. Zum einen sind sie darauf ausgerichtet, die Wirkungen von politisch-administrativen Programmen und Maßnahmen (deshalb auch Wirkungs- bzw. Programmforschung genannt) und den Grad deren Zielerreichung als Erfolg bzw. Nicht-Erfolg (deshalb auch als Erfolgskontrolle bezeichnet) zu erfassen. Soweit sie sich hierbei sozialwissenschaftlicher Methoden bedienen, wird von Evaluationsforschung gesprochen. Zum andern ist Evaluation als kybernetischer Feedback-Prozess darauf angelegt, ihre Ergebnisse und Informationen in das politische, administrative und gesellschaftliche Handlungsfeld „zurückzumelden“ (zu Begriffen und Definitionen vgl. etwa Hellstern/Wollmann 1983: 7).

2. Entstehung und Reichweite

Politikevaluation erlebte in den 1960er Jahren einen raschen Aufschwung, zunächst in den USA, dann in einer Reihe europäischer Länder, insbesondere auch in Deutschland (zur Entwicklung in Deutschland vgl. Hellstern/Wollmann 1984, Stockmann 2006, zur internationalen Entwicklung vgl. Furubo/Rist/Sandahl 2002mit einer auf elf Indikatoren gestützten vergleichenden Übersicht von insgesamt 22 Ländern). Von einer breiten Palette von Politikfeldern, die Gegenstand von Evaluation waren bzw. sind, seien hier Bildungs-, Umwelt-, Sozial-, Arbeitsmarkt- und Städtebaupolitik und die EU-Strukturförderung hervorgehoben (für eine Übersicht der evaluierten Politikfelder vgl. Beiträge in Hellstern/Wollmann 1984 sowie in Stockmann 2006). 

Über die laufende Fachdiskussion informieren die (seit 2002 halbjährlich erscheinende) Zeitschrift für Evaluation (vgl. www.zfev.de) sowie die Jahrestagungen der (im Jahr 2000) gegründeten Deutschen Gesellschaft für Evaluation(vgl. www.degeval.de).

3. Varianten und Ansätze von Evaluation 

Die folgende Übersicht zu Varianten der Evaluation soll am Beispiel der Städtebaupolitik und entsprechender Evaluationsansätze des (hier verkürzt als Bundesbauministerium bezeichneten) zuständigen Ministeriums veranschaulicht werden.

In ihrer doppelten Aufgabenstellung von Analyse und Rückmeldung sind die Evaluationsverfahren in einen – in der Begrifflichkeit der Policy-/Politikfeldforschung ausgedrückt – Politikzyklus eingebettet. Dieser kann idealtypisch in die Phasen Politikformulierung/Planung/Entscheidungsfindung, Politikrealisierung/Implementation und Politikbeendigung/Wirkungen unterteilt werden. Je nach Aufgabenstellung und Zeitpunkt ihrer Durchführung sind Evaluationsverfahren mit den Phasen des Politikzyklus unterschiedlich verknüpft, nämlich ex-ante, laufend (ongoing) oder ex-post. .

3.1. Varianten von ex-ante Analysen

Ex-ante Evaluation hat die Aufgabe, die Wirkungen einer Politik/Planung vorab abzuschätzen (pre-assessment). Sie ist in die Formulierungs- und Entscheidungsphase des Politikzyklus eingebunden und darauf gerichtet, die positiven wie negativen Folgen von Planungs- und Handlungsalternativen vorab zu identifizieren und damit für die Auswahlentscheidung transparenter zu machen. In dieser prospektiven Aufgabenstellung weist die ex-ante Evaluation konzeptionelle Gemeinsamkeiten mit der (ex-ante) Kosten-Nutzen-Analyse sowie mit anderen Ansätzen einer Folgenabschätzung auf, etwa der Umweltfolgenabschätzung oder auch der -> Umweltverträglichkeitsprüfung. Einer ähnlich „antizipierenden“ Logik gehorcht die (sog. prospektive) Gesetzesfolgenabschätzung, mit der im Gesetzgebungsprozess die Wirkungen, auch unbeabsichtigte Wirkungen, vorab identifiziert werden sollen (vgl. Konzendorf 2005: 462ff)

Den prospektiven Analysetechniken können auch -> Planspiele zugerechnet werden, die in Vorbereitung von Gesetzgebungsvorhaben dazu genutzt werden, vorab Erkenntnisse über die voraussichtliche Wirkungsweise bestimmter Organisations- und Verfahrensregeln dadurch zu gewinnen, dass die „Spieler“, die in ihrer Zusammensetzung die in der Realität vorfindliche Akteurs- und Konfliktkonstellation abbilden sollen und in der Regel einschlägige Praxiserfahrungen einbringen, in der ihnen vom „Drehbuch“ („Szenario“) zugewiesene Rolle agieren. Das Bundesbauministerium hat in seiner Gesetzgebungsarbeit wiederholt Planspiele durchgeführt, mit deren Durchführung i. d. R. das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) beauftragt wurde (vgl. z. B. Schäfer/Scharmer/Schmidt-Eichstaedt 1986, Difu/Forschungsgruppe Stadt und Dorf 2004).

3.2. Varianten von formativer/ laufender/ ongoing Evaluation, Begleitforschung

Formative, laufende oder – in international inzwischen gängiger Diktion – ongoing Evaluation setzt im Politikzyklus idealtypisch mit dem Beginn der Realisierungs-/Implementationsphase ein. Die der Evaluation eigentümliche Doppelfunktion (Analyse und Rückmeldung) ist hierbei insofern besonders ausgeprägt, als die analytisch gewonnenen Informationen über den Verlauf und (erste) Ergebnisse des Implementationsprozesses laufend und unmittelbar an die relevanten Akteure „rückgemeldet“ und damit eine unverzüglichen Korrektur und Umsteuerung des noch laufenden („lernenden“) Politik- und Durchführungsprozesses möglich werden.

Als eine Variante der ongoing Evaluation ist die sog. Begleitforschung zu begreifen, die eine zentrale Komponente in dem vom Bundesbauministerium in den 1990er Jahren inaugurierten Programm des Experimentellen Wohnungs- und Städtebaues (ExWoSt) bildet. Dieser zielt darauf, „innovative Planungen und Maßnahmen zu wichtigen städtebau- und wohnungspolitischen Themen [zu fördern]. Aus den Erfahrungen sollen Hinweise für die Weiterentwicklung der Städtebau- und Wohnungspolitik abgeleitet und der Wissenstransfer unterstützt werden“ (BBSR 2009a). Die Begleitforschung ist einerseits als ongoing Evaluation darauf gemünzt, laufende und Interimsergebnisse zu ermitteln, und zielt andererseits als ex-post Evaluation darauf, abschließend die Ergebnisse zu summieren. Innerhalb des Typus der Begleitforschung kann weiterhin zwischen einer gegenüber dem (zu evaluierenden) Akteurenfeld (analytisch) distanziert bleibenden und einer dieses aktiv beratenden Rolle unterschieden werden – mit fließenden Übergängen zu „intervenierender“ und „Aktionsforschung“.

Dem Feld der ongoing Evaluation können ferner unterschiedliche Formen von Monitoring zugerechnet werden, die als Verfahren laufender Beobachtung und Informationsbeschaffung darauf gerichtet sind, relevante Veränderungen zu erfassen, zu speichern, „weiterzuverarbeiten“ und interessierten Akteuren verfügbar zu machen. Ein Beispiel gibt das Raumbeobachtungsssystem des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), durch das raumrelevante Entwicklungen anhand von 60 Indikatoren erfasst und – bis auf Kreisebene scharf – abgebildet werden können (vgl. BBSR 2009b) (-> Raum- und Stadtbeobachtung).
3.3 Varianten von ex-post Analysen

Ex-post oder summative Evaluation setzt typischerweise nach Abschluss der zu evaluierenden politischen Programme, Planungen und Maßnahmen ein. Hierbei sollen zum einen Zielerreichung bzw. -verfehlung des Handlungsprogramms/der Maßnahme (durch einen „Soll-Ist-Vergleich“), aber auch nicht-intendierte Wirkungen identifiziert werden. Zum andern wird (idealiter) angestrebt, die Faktoren zu ermitteln, auf die die beobachteten Veränderungen (kausal) zurückzuführen sind.

Durch eine methodische Vorstudie vorbereitet (vgl. Hellstern/Wollmann 1983), leitete das Bundesbauministerium in den 1980er Jahren umfangreiche Evaluationsuntersuchungen zur Städtebauförderung und Stadt- und Dorferneuerung (vgl. z. B.Autzen u. a. 1986). Eine spätere evaluative Projektfamilie galt dem im Jahr 2000 begonnenen Bund-Länder-Programm -> Soziale Stadt (vgl. z. B. Difu 2003: 52ff).

Die ex-post Evaluation weist Übergänge und Überschneidungen mit der (rechtssoziologischen) Rechtstatsachenforschung auf, der die Aufgabe gestellt ist, die Wirkungen und die (tatsächliche) Geltung rechtlicher Regelungen empirisch zu ermitteln. Seit den 1980er Jahren hat das Bundesbauministerium begonnen, seine Gesetzgebungstätigkeit geradezu systematisch durch Rechtstatsachen- bzw. Evaluationsstudien vorzubereiten bzw. zu evaluieren. (zur konzeptionellen Vorbereitung vgl. Schwerpunktheft der Informationen zur Raumentwicklung Heft 1/1982, hierin u.a. die Beiträge von M. Krautzberger und H. Wollmann). 

Konzeptionelle und methodische Probleme
Im Evaluationsverfahren sind vor allem zwei konzeptionelle und methodische Probleme zu bewältigen. Zum einen dreht es sich darum, die interessierenden (intendierten, aber auch nicht-intendierten) Wirkungen mit Hilfe geeigneter Indikatoren zu erfassen, nach Möglichkeit „zu messen“ (Indikatorenproblem). Zum andern geht es darum, die Frage, ob die beobachtbaren Veränderungen (kausal) auf das interessierende Politikprogramm/die Maßnahme zurückzuführen seien, mit Hilfe geeigneter (sozialwissenschaftlicher) Methoden zu beantworten (Kausalitätsproblem) (hierzu und zum folgenden vgl. z. B. Hellstern/Wollmann 1983, Stockmann 2006: 22ff). Auf die dadurch aufgeworfenen konzeptionellen und methodischen Probleme kann an dieser Stelle nur in wenigen Stichworten und Verweisen eingegangen werden.

Indikatorenproblem

Die Konzipierung der interessierenden Wirkungen eines Handlungsprogramms/einer Maßnahme ist mit dem bekannten Problem konfrontiert, dass Ziele (als „intendierte Wirkungen“) vielfach nur vage, vieldeutig, wenn nicht in sich widersprüchlich und konfligierend formuliert sind. Darin spiegeln sich die der Entscheidung zugrunde liegenden Kompromisse zwischen rivalisierenden politischen und gesellschaftlichen Interessen wider. Sodann stellt sich das dornige Problem, diese Zielsetzung mit Hilfe von Indikatoren zu erfassen, die einer mehrfachen Anforderung genügen, nämlich valide (d. h. den gemeinten empirischen Sachverhalt zutreffend abbildend), operationalisierbar (d. h. nach Möglichkeit quantitativ messbar) und forschungsökonomisch machbar (d. h. mit Hilfe bereits verfügbarer Daten oder zumindest unter vertretbarem zeitlichen, personellen, finanziellen usw. Aufwand empirisch darstellbar) zu sein.
Kausalitätsproblem

Zur Beantwortung der „Kausalitätsfrage“ steht für Evaluationsuntersuchungen prinzipiell das gesamte methodische Arsenal und Repertoire der empirischen Sozialforschung zu Gebote. Da sich Evaluationsforschung seit den 1970er Jahren als ein Hauptfeld angewandter Sozial- und Politikforschung entfaltet und etabliert hat, wurde sie – zunächst insbesondere in den USA – Arena grundsätzlicher methodischer Kontroversen (vgl. etwa Hellstern/Wollmann 1983: 47ff).

Hierbei dominierten zunächst Ansätze, die, am naturwissenschaftlich-nomologischen Analyse- und Erklärungsmodell orientiert, auf (quasi-) experimentellen (Querschnitts-, Zeit-Reihen-Designs usw.) und quantitativen Untersuchungsverfahren (Korrelationsanalysen) bestanden und „qualitative“ (sich auf Fallstudien stützende) Vorgehensweisen als wissenschaftlich kaum akzeptabel (weil gesicherter Verallgemeinerungsfähigkeit entbehrend) ablehnten. Im weiteren Verlauf hat sich dieser „Schulenstreit“ indessen in dem Maße entspannt, wie die methodischen Grenzen sowohl des quasi-experimentellen Vorgehens (dessen Leistungsfähigkeit hängt wesentlich von der hinlänglichen Herstellbarkeit der ceteris paribus-Vergleichsgruppe ) als auch des quantatitiven Vorgehens (dessen Leistungsfähigkeit steht und fällt mit der Untersuchungsvoraussetzung von „vielen Fällen und wenigen Variablen“) erkannt wurde; demgegenüber kommt die Stärke von Fallstudien anerkanntermaßen unter der Voraussetzung von „wenigen Fällen und vielen Variablen“ zum Tragen. 

Inzwischen wird verbreitet davon ausgegangen, dass es den einen methodischen Königsweg nicht gibt, sondern dass bei der Auswahl und Kombination der Methoden, insbesondere bei der „Mischung“ aus quantitativem und qualitativem Vorgehen, dem konkreten Untersuchungsgegenstand sowie den zur Verfügung stehenden finanziellen, zeitlichen und weiteren Forschungsressourcen Rechnung zu tragen ist. Auch und gerade in der Evaluationsforschung werden denn Methodenpluralismus und Methodenmix akzeptiert und praktiziert (zum Konzept einer „realistischen Evaluation“ vgl. Pawson/Tilley 1997). 
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